
 „Die Beleidigungen sind die Argumente jener, die über keine Argumente verfügen.“ 

Jean-Jacques Rousseau (1712-1778), französisch-schweizerischer Schriftsteller, Pädagoge, Komponist sowie Gesellschafts- und Staatstheoretiker 

 

„Das größte Vergnügen im Leben besteht darin, das zu tun, von dem Leute sagen, du könntest es nicht.“ 

Walter Bagehot (1826-1877), englischer Nationalökonom, Jurist und Verfassungstheoretiker 
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1 Arbeitszimmer für Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs gilt bei Ehegatten hinsichtlich der Nutzung des 

Arbeitszimmers nur durch einen der beiden Beteiligten folgender Grundsatz: nutzt ein Steuerpflichtiger ein 

Arbeitszimmer, das sich in einer Wohnung befindet, die von mehreren Personen angemietet wurde, kann 

der Steuerpflichtige grundsätzlich die anteiligen, auf das Arbeitszimmer entfallenden Kosten dennoch in 

voller Höhe ansetzen (sofern er die anteiligen Aufwendungen mindestens auch selbst in der Höhe getragen 

hat).  

Nach diesem Grundsatz hat das Finanzgericht (FG) ein Urteil gefällt. Ein Steuerpflichtiger lebte zusammen 

mit seiner Partnerin in einem Einfamilienhaus. Beide hatten in diesem ein eigenes Arbeitszimmer. Beim 

Kläger handelte es sich bei dem Arbeitszimmer um den Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit. Bei der 

Einkommensteuerveranlagung machte der Steuerpflichtige sämtliche Kosten geltend, die mit dem 

Arbeitszimmer in Zusammenhang standen. Das Finanzamt erkannte diese nur hälftig an, da die 

Aufwendungen beiden Bewohnern des Hauses entstanden seien. 

Da sich der Steuerpflichtige in der Höhe der angegebenen Werbungskosten an den Kosten des 

gemeinsamen Hausstandes beteiligt hat, sind diese laut FG auch steuerlich zu berücksichtigen. Das Gericht 

hat die Revision zugelassen, da bislang keine höchstrichterliche Entscheidung über die Höhe des 

Werbungskostenabzugs bei einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft vorliegt. 

2 Widerruf der Option zur Umsatzsteuerpflicht 

Das Umsatzsteuergesetz ordnet ausgeführte steuerbare Umsätze in steuerpflichtig oder steuerfrei ein. In 

der Regel kann diese Einordnung nicht umgangen werden. Trotzdem gibt es vom Gesetzgeber vorgesehene 

Umsätze, die normalerweise steuerfrei sind, aber unter bestimmten Voraussetzungen der Steuerpflicht 

zugeordnet werden können. Dazu gehören unter anderem Grundstücksveräußerungen, die mit der 

Umsatzsteueroption steuerpflichtig sind.  

Ein Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hat dazu geführt, dass ein Widerruf des Verzichts auf die 

Steuerbefreiung möglich ist. Eine Steuerpflichtige veräußerte ihr Grundstück und verzichtete dabei auf die 

Anwendung der Option. Als die Käuferin einige Zeit später einen Teil des erworbenen Grundstücks 

weiterverkaufen wollte, machte sie vorher in Absprache mit der Veräußerin die Steuerbefreiung rückgängig 

und optierte stattdessen. Als das Finanzamt davon Kenntnis erlangte, erkannte es den Widerruf nicht an. 

Ein nachträglicher Widerruf des Verzichts zur Option sei nicht möglich. 

Letztendlich entschied der BFH jedoch, dass ein solcher Widerruf unter Umständen doch möglich sein 

kann. Grundsätzlich wird die Anwendung der Option bzw. der Verzicht bei Grundstücksverkäufen in dem 

maßgeblichen Kaufvertrag oder einem zusätzlichen notariellen Vertrag festgehalten. Der Widerruf des 

Verzichts auf die Steuerbefreiung kann allerdings außerhalb dieser notariellen Urkunde erfolgen. Er ist 

möglich, solange die Steuerfestsetzung für das Jahr der Leistungserbringung noch anfechtbar oder noch 

nach § 164 AO änderbar ist. 

3 Beitragsbemessungsgrenzen, Sachbezugswerte und 

Künstlersozialabgabe für 2023 

Mit den neuen Rechengrößen in der Sozialversicherung werden die für das Versicherungsrecht sowie für 

das Beitrags- und Leistungsrecht in der Sozialversicherung maßgebenden Grenzen bestimmt. Für das Jahr 

2023 gelten folgende Rechengrößen: 
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• Arbeitnehmer sind nicht gesetzlich krankenversicherungspflichtig, wenn sie im Jahr mehr als 

66.600 € bzw. im Monat mehr als 5.550 € verdienen. 

• Die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge werden von jährlich höchstens 59.850 € bzw. von 

monatlich höchstens 4.987,50 € berechnet. 

• Die Bemessungsgrenze für die Renten- und Arbeitslosenversicherung beträgt 87.600 € in den 

alten Bundesländern (aBL) bzw. 85.200 € in den neuen Bundesländern (nBL) im Jahr. Die Renten- 

und Arbeitslosenversicherungsbeiträge werden von höchstens 7.300 € (aBL) bzw. 7.100 € (nBL) 

monatlich berechnet. 

• Die Bezugsgröße in der Sozialversicherung ist auf 3.395 € (aBL) bzw. 3.290 € (nBL) monatlich, 

also 40.740 € (aBL) bzw. 39.480 € (nBL) jährlich festgelegt. 

• Die Geringfügigkeitsgrenze liegt seit dem 1.10.2022 bei 520 € monatlich. Der allgemeine 

Beitragssatz für die Krankenversicherung beträgt weiterhin 14,6 % (zzgl. individuellem 

Zusatzbeitrag je nach Krankenkasse). Auch der Rentenversicherungsbeitragssatz bleibt bei 18,6 %, 

der Beitragssatz für die Arbeitslosenversicherung liegt bei 2,6 %. Der Beitragssatz für die 

Pflegeversicherung beträgt weiterhin 3,05 %. Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung für 

Kinderlose, die das 23. Lebensjahr bereits vollendet haben, beträgt weiterhin 3,4 %. Der 

Beitragszuschlag für Kinderlose, den der Arbeitnehmer weiterhin allein trägt, bleibt bei 0,35 % 

bestehen. Kinderlose Versicherte tragen seit 2022 (1,525 % + 0,35 % =) 1,875 %, die 

Arbeitgeber weiterhin 1,525 %. Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 

Arbeitslosenversicherung sind – wie auch der Zusatzbeitrag, wenn die Krankenversicherungen 

einen solchen erheben – seit dem 1.1.2019 wieder je zur Hälfte von Arbeitgebern und 

Beschäftigten zu tragen (Ausnahmen gelten für das Bundesland Sachsen: Hier trägt der 

Arbeitnehmer 2,025 % und der Arbeitgeber 1,025 % des Beitrags zur Pflegeversicherung).  

• Sachbezugswerte: Der Wert für Verpflegung erhöht sich ab 2023 von 270 € auf 288 € monatlich. 

Demnach sind für vergünstigte oder unentgeltliche Mahlzeiten 2 € für ein Frühstück und 3,80 € für 

ein Mittag- oder Abendessen pro Kalendertag anzusetzen. Der Wert für die Unterkunft erhöht sich 

von 241 € auf 265 €. Bei einer freien Wohnung gilt grundsätzlich der ortsübliche Mietpreis. 

Besonderheiten gelten für die Aufnahme im Arbeitgeberhaushalt bzw. für Jugendliche und 

Auszubildende und bei Belegung der Unterkunft mit mehreren Beschäftigten. 

• Künstlersozialabgabe: Die Künstlersozialabgabe wird als Umlage erhoben. Nachdem für 2022 keine 

Anpassung erfolgte, erhöht sich der Beitrag für 2023 nun auf 5 %. 

4 Anrechnung von Einkünften bei Unterhaltsaufwendungen 

Wenn ein Steuerpflichtiger Unterhaltszahlungen an eine ihm gegenüber unterhaltsverpflichtete Person 

zahlt, können diese Zahlungen bis zu einem bestimmten Höchstbetrag (2022 = 10.347 €) steuermindernd 

geltend gemacht werden. Zu dem Höchstbetrag können noch übernommene Beiträge zur gesetzlichen 

Kranken- und Pflegeversicherung gerechnet werden, soweit diese nicht bereits beim Empfänger als 

Sonderausgaben berücksichtigt wurden. Grundvoraussetzung für den Ansatz der Unterhaltsleistungen ist 

aber, dass weder der Steuerpflichtige noch eine andere Person Anspruch auf Kindergeld oder den 

Kinderfreibetrag für den Unterhaltsempfänger hat und dieser zudem kein oder nur geringes Vermögen 

besitzt.   

In Anlehnung an diese Thematik wurde durch den Bundesfinanzhof ein Urteil erlassen, das sich mit den 

anrechenbaren Einkünften und Bezügen des Unterhaltsempfängers beschäftigt. Bei der 

Einkommensteuerveranlagung eines Ehepaares, welches Unterhalt an ihre studierende Tochter zahlt, hatte 
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das zuständige Finanzamt die Einkünfte der Tochter berechnet. Diese erzielte einen Verlust aus 

nichtselbstständiger Tätigkeit und erhielt dazu noch BAföG. Das Finanzamt kürzte die Unterhaltsleistungen 

der Eltern um den BAföG-Betrag. 

Bei den anrechenbaren Einkünften, die den Unterhaltsleistungen entgegen gerechnet werden dürfen, 

handelt es sich um die nach einkommensteuerrechtlichen Vorschriften zu ermittelnden Einkünfte. 

Grundsätzlich dürften mehrere Einkunftsarten für die Einkünfteermittlung miteinander verrechnet werden, 

Ausbildungszuschüsse werden dagegen voll auf die Unterhaltsleistungen angerechnet und dürfen nicht mit 

den Einkünften saldiert werden. Die Ausbildungshilfe ist als selbstständiger Minderungsposten neben den 

anderen Einkünften und Bezügen des Unterhaltsempfängers anzusehen. 

5 Taxi ist kein öffentliches Verkehrsmittel für den Werbungskostenabzug 

Arbeitnehmer können bei der Einkommensteuerveranlagung ihre Aufwendungen für die Fahrten zur Arbeit 

steuermindernd ansetzen, indem sie von der Entfernungspauschale Gebrauch machen. Damit sind alle 

Kosten, die dem Arbeitnehmer für die Fahrten zwischen erster Tätigkeitsstätte und Wohnsitz entstehen, 

abgegolten.  

Mit welchen Verkehrsmitteln der Arbeitnehmer diese Wege bestreitet, ist für die steuerliche Anerkennung 

der Entfernungspauschale unerheblich. Der Gesetzgeber hat jedoch vorgesehen, dass Arbeitnehmer, die 

öffentliche Verkehrsmittel für den Arbeitsweg nutzen, die Kosten dafür angeben können, wenn diese die 

Entfernungspauschale übersteigen. Bei der Veranlagung sind die tatsächlichen Kosten nachzuweisen. 

Der Bundesfinanzhof entschied kürzlich, dass ein im Gelegenheitsverkehr genutztes Taxi nicht zu den 

öffentlichen Verkehrsmitteln im Sinne der Vorschriften über die Fahrten zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte gehört. Aufwendungen für die Fahrtwege mit einem Taxi zur ersten Tätigkeitsstätte können 

daher lediglich in Höhe der Entfernungspauschale in Ansatz gebracht werden. 

6 Unternehmereigenschaft beim Internethandel (hier: ebay) 

Nach den Vorgaben des Umsatzsteuergesetzes ist ein Steuerpflichtiger Unternehmer, wenn er eine 

gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbstständig ausübt. Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige 

Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, auch wenn die Absicht, Gewinne zu erzielen, fehlt.  

Der Bundesfinanzhof (BFH) veröffentlichte ein Urteil, in dem er beurteilte, ob bei einer Steuerpflichtigen mit 

Internethandel die Unternehmereigenschaft vorliegt oder ob es sich um Liebhaberei handelt. Die 

Steuerpflichtige kaufte Gegenstände aus Haushaltsauflösungen an und versteigerte diese anschließend 

über ebay. Steuererklärungen mit Angaben zu den Internetverkäufen reichte sie nicht ein. Das Finanzamt 

beurteilte die Geschäfte als unternehmerische Handlungen und erließ für mehrere Jahre entsprechende 

Schätzungsbescheide. 

Auch der BFH ordnete die Internetverkäufe als unternehmerische Tätigkeit ein. Bei jährlich mehreren 

hundert Auktionen über einen Zeitraum von mehreren Jahren kann nicht mehr davon ausgegangen werden, 

dass die Veräußerin den Handel als Hobby betreibt. Die Tätigkeit wird unter Berücksichtigung der 

allgemeinen Verkehrsanschauung nachhaltig betrieben. Unerheblich ist dabei, ob die Verkäuferin einen 

privaten oder gewerblichen Zugang zu dem Portal besitzt. Der BFH merkte in dem Zusammenhang auch 

noch an, dass die Gegenleistung in Entgelt und Steuerbetrag aufzuteilen ist und ein Verstoß gegen die 

gesetzlich vorgegebene Aufzeichnungspflicht nicht automatisch zur Versagung der Differenzbesteuerung 

führt. 
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7 Aufbewahrungsfristen 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung in das 

Buch gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder der Lagebericht aufgestellt, 

der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt worden oder der Buchungsbeleg entstanden 

ist. Im Einzelnen können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 31.12.2022 vernichtet werden:  

Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: 

Bücher, Inventare, Bilanzen, Rechnungen und Buchungsbelege (Offene-Posten-Buchführung) – d. h. Bücher 

mit Eintragung vor dem 1.1.2013, Bilanzen und Inventare, die vor dem 1.1.2013 aufgestellt sind sowie 

Belege mit Buchfunktion. 

Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: 

Empfangene Handels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien von abgesandten Handels- und Geschäftsbriefen, 

sonstige Unterlagen – d. h. Unterlagen und Lohnkonten, die vor dem 1.1.2017 entstanden sind. 

*Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht endgültig und soweit Rechtsbehelfs- oder Klageverfahren anhängig sind. 

Bitte beachten! Auch Privatpersonen sind verpflichtet, Rechnungen und Belege über steuerpflichtige 

Leistungen 2 Jahre lang aufzubewahren. Das gilt für Steuerpflichtige, die handwerkliche Arbeiten im Haus 

und am Grundstück – wie z. B. bauliche und planerische Leistungen sowie Reinigungs-, Instandhaltungs- 

oder Gartenarbeiten – beauftragt haben. Steuerpflichtige, bei denen die positiven Überschusseinkünfte 

mehr als 500.000 € betragen, müssen die Aufzeichnungen und Unterlagen über die den 

Überschusseinkünften zugrunde liegenden Einnahmen und Werbungskosten 6 Jahre aufbewahren. 

8 Kohlendioxid-Kostenaufteilungs-Gesetz ab 1.1.2023 in Kraft 

Der Bundesrat billigte am 25.11.2022 einen Bundestagsbeschluss zur Aufteilung der Kosten zwischen 

Vermieter- und Mieterseite nach einem Stufenmodell. Das Kohlendioxid-Kostenaufteilungs-Gesetz gilt 

damit ab dem 1.1.2023.  

Künftig werden die Kostenanteile entsprechend dem Kohlendioxidausstoß des Gebäudes pro Quadratmeter 

Wohnfläche und Jahr berechnet und orientieren sich damit an der energetischen Qualität des Gebäudes. 

Je schlechter diese ist, desto höher ist der Anteil der Vermieterseite. 

9 Sanierung nicht zu Lasten des Nachbarn 

In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) am 8.7.2022 entschiedenen Fall hatten Geschwister das 

von ihnen geerbte Elternhaus sanieren lassen. Dabei wurde auch Wasser aus dem Keller nach draußen 

gepumpt. Die Erben gingen davon aus, dass keine Ableitung in die Kanalisation erforderlich war, weil das 

Wasser auf dem Grundstück versickern würde. Stattdessen gelangte es zum Nachbarhaus und dort über 

einen Lichtschacht in den Keller des Nachbarn und durchnässte die Wände und den Fußboden. Der 

Nachbar verlangte Schadensersatz i. H. von ca. 6.700 €. Nach dem Urteil des Landgerichts war ein voller 

Ersatz nicht geschuldet, weil er keine Vorsorge dafür getroffen hatte, dass das Wasser aus dem 

Lichtschacht auch bei Frost hinreichend ablaufen konnte. Außerdem wurde der Schaden selbst behoben, 

sodass nicht der Betrag verlangt werden konnte, den eine Fachfirma in Rechnung gestellt hätte. 

Die Richter des OLG sprachen dem Nachbar jedoch den vollen Betrag zu. Der Lichtschacht war zwar 

teilweise nicht in Ordnung, dies hatte aber nach den Feststellungen eines Sachverständigen nicht zu dem 

Schaden beigetragen, denn das Wasser wäre sonst über das Kellerfenster eingedrungen. Er konnte auch 
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die fiktiven Kosten einer Fachfirma ersetzt verlangen, weil ein Schädiger nicht davon profitieren sollte, 

wenn ein Geschädigter einen Schaden selbst beseitigt. 

10 Klausel zu einem Jahresentgelt in der Ansparphase von 

Bausparverträgen 

Der Bundesgerichtshof hat mit seinem Urteil v. 15.11.2022 entschieden, dass die in den Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen einer Bausparkasse enthaltene Klausel, mit der die Bausparkasse von den 

Bausparern in der Ansparphase der Bausparverträge ein sogenanntes Jahresentgelt erhebt, unwirksam ist. 

Sie ist unwirksam, weil die Erhebung des Jahresentgelts in der Ansparphase eines Bausparvertrags mit 

wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung unvereinbar ist und die Bausparer entgegen den 

Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligt. Denn mit dem Jahresentgelt werden Kosten 

für Verwaltungstätigkeiten auf die Bausparer abgewälzt, welche die Bausparkasse aufgrund einer eigenen 

gesetzlichen Verpflichtung zu erbringen hat. 

Die von der Bausparkasse in der Ansparphase geschuldete Hauptleistung besteht einerseits in der Zahlung 

der Zinsen auf das Bausparguthaben sowie andererseits darin, dem Bausparer nach der Leistung der 

Bauspareinlagen einen Anspruch auf Gewährung eines niedrig verzinslichen Bauspardarlehens aus der 

Zuteilungsmasse zu verschaffen.  

Mit dem Jahresentgelt werden demgegenüber Verwaltungstätigkeiten der Bausparkasse in der 

Ansparphase bepreist, die sich mit der bauspartechnischen Verwaltung, Kollektivsteuerung und Führung 

einer Zuteilungsmasse umschreiben lassen. Hierbei handelt es sich lediglich um notwendige Vorleistungen, 

nicht aber um eine von der ihr in der Ansparphase geschuldete Hauptleistung. 

11 Zugangszeitpunkt einer E-Mail im Geschäftsverkehr 

Zum Teil wird angenommen, dass eine E-Mail dem Empfänger unmittelbar in dem Zeitpunkt zugeht, in dem 

sie abrufbereit in seinem elektronischen Postfach eingegangen ist. Eine Ausnahme soll für den Fall gelten, 

dass die E-Mail zur Unzeit oder außerhalb der üblichen Geschäftszeiten eingeht. In diesem Fall liegt der 

Zugang der Erklärung am Folgetag. 

Nach anderer Ansicht geht eine E-Mail dem Empfänger, wenn ein Abruf im geschäftlichen Verkehr 

erwartet werden kann, an dem Tag zu, an dem sie abrufbereit im Postfach liegt. Maßgeblich ist danach, 

wann der Absender mit einer Kenntnisnahme der E-Mail nach dem üblichen Geschäftsablauf rechnen kann. 

Insoweit wird angenommen, dass ein Abruf der E-Mails spätestens bis zum Ende der Geschäftszeit zu 

erwarten ist. 

Der Bundesgerichtshof hat nun in seinem Urteil v. 6.10.2022 klargestellt, wann eine E-Mail im 

geschäftlichen Verkehr als zugegangen gilt: „Wird eine E-Mail im unternehmerischen Geschäftsverkehr 

innerhalb der üblichen Geschäftszeiten auf dem Mailserver des Empfängers abrufbereit zur Verfügung 

gestellt, ist sie dem Empfänger grundsätzlich in diesem Zeitpunkt zugegangen. Dass die E-Mail tatsächlich 

abgerufen und zur Kenntnis genommen wird, ist für den Zugang nicht erforderlich.“ 

12 Berücksichtigung von Urlaubstagen bei der Berechnung von 

Mehrabeitszuschlägen 

Auf ein Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts hatte der Europäische Gerichtshof am 

13.1.2022 entschieden, dass das Unionsrecht einer tariflichen Regelung entgegensteht, nach der für die 
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Berechnung, ob und für wie viele Stunden einem Arbeitnehmer Mehrarbeitszuschläge zustehen, nur die 

tatsächlich gearbeiteten Stunden berücksichtigt werden, nicht aber die Stunden, in denen der 

Arbeitnehmer seinen bezahlten Jahresurlaub in Anspruch nimmt. 

Vor diesem Hintergrund entschieden die Richter, dass für das Erreichen des Schwellenwertes von 

Mehrarbeitszuschlägen nicht nur die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden, sondern auch genommene 

Urlaubsstunden berücksichtigt werden müssen. 

13 Betriebsbedingte Kündigungen 

Dringende betriebliche Erfordernisse, die eine Kündigung bedingen, können sich daraus ergeben, dass der 

Arbeitgeber sich zu einer organisatorischen Maßnahme entschließt, deren Umsetzung das Bedürfnis für die 

Weiterbeschäftigung eines oder mehrerer Arbeitnehmer entfallen lässt. Eine solche unternehmerische 

Entscheidung ist gerichtlich nicht auf ihre sachliche Rechtfertigung oder ihre Zweckmäßigkeit hin zu 

überprüfen, sondern nur darauf, ob sie offenbar unsachlich, unvernünftig oder willkürlich ist. Nachzuprüfen 

ist, ob die fragliche Entscheidung tatsächlich umgesetzt wurde und dadurch das Beschäftigungsbedürfnis 

für einzelne Arbeitnehmer entfallen ist. 

14 Fremdgeschäftsführer durch unzulässige Beschränkung nicht 

automatisch Arbeitnehmer 

Die Regelung in einem Geschäftsführerdienstvertrag zu einer unechten Gesamtvertretung dahingehend, 

dass der alleinige Geschäftsführer einer GmbH lediglich gesamtvertretungsberechtigt zusammen mit einem 

Prokuristen ist, stellt gesellschaftsrechtlich eine unzulässige Beschränkung der organschaftlichen 

Vertretungsmacht dar. Wenngleich damit zugleich eine atypische Regelung eines 

Geschäftsführeranstellungsvertrages vorliegt, macht dies den Fremdgeschäftsführer nicht per se zum 

Arbeitnehmer.  

Eine Weisungsgebundenheit des GmbH-Geschäftsführers, die so stark ist, dass sie auf einen Status als 

Arbeitnehmer schließen lässt, kommt allenfalls in extremen Ausnahmefällen in Betracht. Dies würde 

voraussetzen, dass die Gesellschaft eine – über ihr gesellschaftliches Weisungsrecht hinausgehende – 

Weisungsbefugnis auch bezüglich der Umstände hat, unter denen der Geschäftsführer seine Leistung zu 

erbringen hat, und die konkreten Modalitäten der Leistungserbringung durch arbeitsbegleitende und 

verfahrensorientierte Weisungen bestimmen kann. 

15 Honorarkraft im Beauty- und Wellnessbereich 

Eine als Einzelunternehmerin tätige Kosmetikerin schloss mit einem Wellnesszentrum einen „Vertrag über 

freie Mitarbeit.“ Darin war u. a. vereinbart, dass die zu erbringenden Arbeiten jeweils einzeln abgestimmt 

und vereinbart werden müssen. Für Arbeitsmittel und für die Nutzung der Behandlungsräume gab es eine 

Entgeltvereinbarung. Die Deutsche Rentenversicherung Bund war der Auffassung, dass die Kosmetikerin 

als abhängig Beschäftigte der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung unterliegt. 

Die Richter des Landessozialgerichts Baden-Württemberg kamen jedoch zu folgendem Urteil: „Eine 

Kosmetikerin, die als Einzelunternehmerin ein eigenes Kosmetikstudio betreibt, wird nicht als abhängig 

Beschäftigte tätig, wenn sie an von ihr selbst vorgeschlagenen Wochenenden gegen Zahlung eines 

Honorars in einem Wellnesszentrum als Kosmetikerin und Wellnessmasseurin tätig wird und sie dabei 

keinen Weisungen des Betreibers des Wellnesszentrums unterliegt.“ 
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Als Indiz für eine abhängige Beschäftigung ist zu werten, dass im Wesentlichen nur die Arbeitskraft 

eingesetzt und kein großes Verlustrisiko zu tragen war, weil keine größeren Investitionen getätigt werden 

mussten. Die Richter wiesen diesem Umstand hier jedoch keine ausschlaggebende Bedeutung zu. Zum 

einen ist das Fehlen solcher Investitionen bei reinen Dienstleistungen kein ins Gewicht fallendes Indiz für 

eine abhängige Beschäftigung und zum anderen war für die Nutzung der Behandlungsräume und 

Arbeitsmittel ein Entgelt zu zahlen. Ferner musste die Kosmetikerin die für die kosmetischen Anwendungen 

erforderlichen Gerätschaften (z. B. Verbrauchsgüter) auf eigene Kosten beschaffen. 

16 Unentgeltliche Überlassung von Wohnraum kann zu privatem 

Veräußerungsgeschäft führen 

Private Veräußerungsgeschäfte sind durch den Veräußerer im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 

zu versteuern. Diese Geschäfte entstehen, wenn ein Objekt erst gekauft und vermietet wird und 

anschließend innerhalb von zehn Jahren nach dem Anschaffungszeitpunkt wieder veräußert wird.  

Bei einem Verkauf des Objekts innerhalb von zehn Jahren nach Anschaffung entsteht allerdings keine 

Steuerpflicht, wenn dieses im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung und Veräußerung 

ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken (1. Alternative) oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden 

vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt wurde. 

Ein Ehepaar erwarb ein bebautes Objekt und überließ dieses ihren drei Kindern, die dort während ihrer 

Studienzeit lebten. Nachdem die Kinder ihr Studium beendet hatten, wurde das Objekt wieder veräußert. 

Ein steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn wurde nicht angegeben, da die Steuerpflichtigen der Auffassung 

waren, dass die Befreiungsvorschrift greifen würde. Eine Eigennutzung würde auch dann vorliegen, wenn 

ein Kind, für das der Steuerpflichtige einen Anspruch auf Kindergeld hat, in dem Objekt wohnt. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) entschied jedoch, dass eine Wohnung, die der Steuerpflichtige unentgeltlich an 

(leibliche) Kinder überlässt, die im maßgeblichen Zeitraum der zehn Jahre keinen Anspruch (mehr) auf 

Kindergeld haben, die Wohnung nicht zu „eigenen Wohnzwecken“ genutzt wird. Der Kindergeldanspruch 

lief in diesem Fall während des Studiums aus. Damit ist laut BFH eine Überlassung an Dritte gegeben, die 

steuerlich nicht begünstigt wird. Es ist damit von einer steuerpflichtigen Veräußerung auszugehen. 

17 Jahressteuergesetz ist beschlossen 

Nach der Verabschiedung des Jahressteuergesetzes durch den Bundestag folgte die Zustimmung des 

Bundesrats am 16.12.2022. Nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt stehen die steuerlichen 

Änderungen für 2023 und teilweise auch rückwirkend für 2022 fest. Von einigen geplanten Änderungen 

berichteten wir bereits in den Vormonaten. Aus diesem Grund werden nachfolgend nur die Änderungen 

aufgezeigt, die sich von den Entwürfen unterscheiden: 

Gebäude-Abschreibung: 

Steuerpflichtige hatten bislang die Möglichkeit eine verminderte Abschreibungsdauer für ihre Gebäude 

geltend zu machen, wenn sie eine kürzere Nutzungsdauer nachweisen konnten. Der erste Entwurf sah eine 

Streichung dieser Regelung vor, nun bleibt die Möglichkeit aber doch wie bisher bestehen. Die Erhöhung 

des linearen AfA-Satzes von 2 % auf 3 % sollte ursprünglich Gebäude betreffen, die nach dem 30.6.2023 

fertig gestellt werden, gilt nun aber schon für Gebäude, deren Fertigstellung nach dem 1.1.2023 erfolgt. 

Grundrentenzuschlag: 
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Rückwirkend zum 1.1.2021 wird derjenige Rentenbetrag steuerfrei gestellt, welcher aufgrund des 

Grundrentenzuschlags geleistet wird. Die betroffenen Steuerpflichtigen erhalten den Grundrentenzuschlag 

dadurch ungekürzt und haben somit mehr Geld für die Bestreitung ihres Lebensunterhalts zur Verfügung. 

Werbungskosten-Pauschbetrag: 

Der Werbungskosten- oder Arbeitnehmerpauschbetrag erhöht sich ab 2023 pro Veranlagungszeitraum auf 

1.230 €. 

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende: 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird um 252 € auf insgesamt 4.260 € angehoben. 

Häusliches Arbeitszimmer: 

Ist das Arbeitszimmer nicht der Mittelpunkt der gesamten beruflichen Tätigkeit, wird der Höchstbetrag ab 

2023 zu einem Pauschbetrag in Höhe von 1.260 € pro Veranlagungsjahr umgewandelt, der dem 

Steuerpflichtigen gewährt werden kann. Die tatsächlichen Kosten müssen dadurch nicht mehr 

nachgewiesen werden. 

Homeoffice-Pauschale: 

Die bisherige Regelung wird noch erweitert und es können ab 2023 je 6 € für bis zu 210 Tage im 

Homeoffice steuermindernd angegeben werden, was zu einem Höchstbetrag von 1.260 € im Jahr führt. 

Der Betrag bleibt auch bei mehreren Arbeitsverhältnissen gleich. Ein separates Arbeitszimmer ist dafür 

nicht erforderlich. 

Förderung von PV-Anlagen: 

Um den Ausbau von PV-Anlagen weiter zu fördern, soll eine Ertragssteuerbefreiung für bestimmte PV-

Anlagen gelten. Dazu gehören PV-Anlagen, wenn diese eine Leistung von max. 30 kW (Bruttonendleistung 

laut Marktstammdatenregister) bei Einfamilienhäusern und Gewerbeimmobilien bzw. 15 kW je Wohn- und 

Gewerbeeinheit bei übrigen Gebäuden haben. Entgegen des ursprünglichen Entwurfs müssen diese nicht 

mehr überwiegend zu Wohnzwecken genutzt werden. Diese Regelung gilt bereits rückwirkend zum 

1.1.2022. 

Erleichterung für Unternehmen bei der Offenlegung 

Noch immer haben Unternehmen mit den Folgen der Corona-Pandemie zu kämpfen. Zur Entlastung der 

betroffenen Unternehmen hat nun das Bundesamt für Justiz (BfJ) Erleichterungen im Bereich der Offen- 

und Hinterlegungspflichten beschlossen. 

Die Erleichterung betrifft die Unternehmen, deren gesetzliche Frist zur Offenlegung von 

Rechnungsunterlagen für das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 31. 12.2021 ein Jahr später am 31. 

12.2022 endet. Vor dem 11.4.2023 wird das BfJ keine Ordnungsgeldverfahren gegen diese einleiten. 

Dabei ist allerdings zu beachten, dass die Unternehmer dadurch nicht von der Verpflichtung zur 

Offenlegung ihrer Jahresabschlüsse freigestellt sind. Auch eine automatische Fristverlängerung liegt damit 

nicht vor. Bei der Maßnahme geht es allein um eine Erleichterung für die Unternehmen. Weitere 

Maßnahmen sind zurzeit nicht in Planung. Auch die Einleitung neuer Vollstreckungsmaßnahmen wird 

unverändert aufgenommen. 

18 Hinzurechnung eines Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs 

Der Gesetzgeber hat geregelt, dass in dem Fall, wenn die erstatteten Aufwendungen die geleisteten 

Aufwendungen bei den Sonderausgaben übersteigen und dadurch ein Erstattungsüberhang entsteht, der 
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Erstattungsüberhang mit anderen im Rahmen der jeweiligen Nummer anzusetzenden Aufwendungen zu 

verrechnen ist. Ein dann noch verbleibender Erstattungsüberhang ist dem Gesamtbetrag der Einkünfte 

hinzuzurechnen. 

In Anlehnung an diese Vorschrift hat der Bundesfinanzhof (BFH) ein Urteil veröffentlicht. Ein 

Steuerpflichtiger erwartete für 2009 einmalig hohe Einkünfte. Allerdings blieben die erwarteten Einkünfte 

aus. Die geleistete Kirchensteuervorauszahlung wirkte sich deswegen bei den Sonderausgaben nicht 

steuermindernd aus. Dies stand in 2012 endgültig fest und hatte zur Folge, dass in 2012 eine hohe 

Kirchensteuererstattung für den Veranlagungszeitraum 2009 und keine Kirchensteuerzahlung erfolgte. In 

dem Einkommensteuerbescheid 2012 wurde die Kirchensteuererstattung als Erstattungsüberhang dem 

Gesamtbetrag der Einkünfte hinzugerechnet. 

Der BFH führte dazu aus, dass ein Erstattungsüberhang lediglich ein „Übersteigen“ der erstatteten 

Aufwendungen über die im Erstattungsjahr geleisteten Aufwendungen erfordert, die auch 0 € betragen 

können. Ein Kirchensteuer-Erstattungsüberhang liegt damit auch dann vor, wenn der Steuerpflichtige im 

Veranlagungszeitraum der Kirchensteuererstattung keine Kirchensteuer gezahlt hat. Die Hinzurechnung 

findet auch dann statt, wenn sich die erstattete Zahlung im Zahlungsjahr nicht steuermindernd ausgewirkt 

hat. 

19 Basiszinssatz wurde angepasst 

Bereits seit dem 1.7.2016 betrug der geltende Basiszinssatz in Deutschland -0,88 %. Aufgrund der 

aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung wurde der Basiszinssatz zum Jahreswechsel angepasst. Die 

Deutsche Bundesbank ist dazu verpflichtet, den aktuellen Stand im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Zum 

1.1.2023 wurde des Basiszinssatz nun auf 1,62 % erhöht. 

20 Rentenbeginn bei aufgeschobener Altersrente 

Der Bundesfinanzhof erließ am 31.8.2022 ein Urteil, in dem er Stellung zu dem maßgeblichen Zeitpunkt 

des Rentenbeginns bezieht. Der Rentenbeginn entscheidet über die anzuwendende Höhe des 

Besteuerungsanteils.  

Als maßgebliches Jahr des Rentenbeginns gilt grundsätzlich das Jahr; in dem der Rentenanspruch 

entstanden ist, also seine Voraussetzungen erfüllt sind. Wird der Beginn des Renteneintritts auf Antrag des 

Rentenberechtigten zur Erlangung eines höheren Rentenanspruchs über das Erreichen der 

Regelaltersgrenze hinaus aufgeschoben, ist der Zeitpunkt maßgeblich, den der Rentenberechtigte in 

Übereinstimmung mit den entsprechenden Rechtsgrundlagen des für ihn geltenden Versorgungssystems 

als Beginn seiner aufgeschobenen Altersrente bestimmt. 

Der erstmals für das Jahr, das dem Jahr des entsprechende Rentenbeginns folgt, zu ermittelnde 

steuerfreie Teilbetrag der Rente hat für Folgejahre keine Bindungswirkung. Ein eventueller Fehler, der dem 

Finanzamt in einem bestandskräftig veranlagten Vorjahr bei der Ermittlung des steuerfreien 

Rententeilbetrags unterlaufen ist, ist daher nicht in die Folgejahre zu übernehmen. 

21 Neue Förderrichtlinie zum Umweltbonus seit 1.1.2023 

Ab 1.1.2023 wird die Förderung für Elektroautos degressiv ausgestaltet und es gibt sie nur noch für rein 

elektrische Fahrzeuge. Maßgeblich für den Förderantrag ist das Datum der Antragstellung beim Bundesamt 

für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (bafa.de/elektromobilitaet). Eine Antragstellung ist nur für Fahrzeuge 

möglich, deren Zulassung bereits erfolgt ist. 
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Beim Umweltbonus beträgt der Bundesanteil an der Förderung ab 1.1.2023 4.500 € bis zu einem Netto-

Listenpreis des Basismodells von 40.000 € und 3.000 € bei einem Netto-Listenpreis über 40.000 € bis 

65.000 €. Die Mindesthaltedauer beim Kauf und beim Leasing verdoppelt sich auf 12 Monate. 

Ab 1.9.2023 sind nur noch Privatpersonen antragsberechtigt und ab 1.1.2024 sinkt der Bundesanteil auf 

3.000 € und der Förderdeckel auf 45.000 € Netto-Listenpreis des Basismodells. Der Anteil der Hersteller 

beträgt, wie bisher, 50 % der Gesamt-Bundesförderung. 

22 Arbeitszeiterfassung für Arbeitgeber verpflichtend 

Das Bundesarbeitsgericht stellte in seinem Beschluss vom 13.9.2022 klar, dass Arbeitgeber nach dem 

Arbeitsschutzgesetz verpflichtet sind, ein System einzuführen, mit dem die von den Arbeitnehmern 

geleistete Arbeitszeit erfasst werden kann. 

Festlegungen zum Inhalt der Arbeitszeitdokumentation sind noch nicht getroffen worden. Aber um die 

Einhaltung der Höchstarbeitszeit sowie der täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten wirksam 

gewährleisten zu können, muss der Arbeitgeber Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit eines 

jeden Arbeitnehmers aufzeichnen. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales plant im ersten Quartal 2023 einen Vorschlag für die 

Ausgestaltung der Arbeitszeiterfassung im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) zu machen. Zurzeit ist im ArbZG 

geregelt, dass der Arbeitgeber zur Aufzeichnung der werktäglichen Arbeitszeit über acht Stunden sowie 

der gesamten Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen verpflichtet ist. 

23 „Düsseldorfer Tabelle“ ab dem 1.1.2023 

Die von dem Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene „Düsseldorfer Tabelle“ wurde zum 1.1.2023 

geändert. Neben den Bedarfssätzen für minderjährige und volljährige Kinder änderte sich auch der Bedarf 

eines Studierenden, der nicht mehr bei seinen Eltern oder einem Elternteil wohnt. Ferner erfolgte eine 

Anpassung der sog. Selbstbehalte. 

Die „Düsseldorfer Tabelle“ stellt eine bloße Richtlinie dar und dient als Hilfsmittel für die Bemessung des 

angemessenen Unterhalts im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches. Eine bindende rechtliche Wirkung 

kommt ihr nicht zu. Zum 1.1.2023 betragen die Regelsätze bei einem Nettoeinkommen des/der 

Unterhaltspflichtigen bis 1.900 €: 

• 437 € für Kinder von 05 Jahren, 

• 502 € für Kinder von 6-11 Jahren, 

• 588 € für Kinder von 12-17 Jahren und 

• 628 € für Kinder ab 18 Jahren. 

Die Sätze steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Prozentsätze. 

Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des Oberlandesgerichts Düsseldorf unter 

https://www.olg-duesseldorf.nrw.de - Schnellzugriff - Düsseldorfer Tabelle. 
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24 Vereins-Mitgliedsbeiträge:  

Der Bundesfinanzhof hat die Abzugsfähigkeit von Mitgliedsbeiträgen durch ein Urteil weiter eingegrenzt. So 

können Mitgliedsbeiträge an Vereine, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, nicht steuermindernd 

abgezogen werden. 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Eine 

Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

25 In eigener Sache 

…weisen wir daraufhin, dass die Kanzlei am Rosenmontag, 20.02.2023 ganztägig geschlossen bleibt. Des 

Weiteren haben wir ab dem 01.02.2023 die Maskenpflicht in unserer Kanzlei aufgehoben, bitten aber 

trotzdem bei weiter hin verantwortungsvollem Umgang mit der noch immer grassierenden Pandemie um 

freiwilliges Tragen. 

Für die, die es angeht, ein kräftiges Helau und/oder Alaaf und alle anderen werden die närrische Zeit schon 

irgendwie (und hoffentlich gesund) überstehen ...-    Abstand halten ist nicht nur im Straßenverkehr 

sicher – Gesundheit zählt. 

Liebe Grüße und bis bald! 

 

 

Christine Hartwig StBin  
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